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1 Einleitung: Ungelöster Zielkonflikt

Nach zähem Ringen hat die Große Koalition die Gesundheitsreform 2007 auf 
den Weg gebracht. Trotz ambitionierter Ziele – nachhaltige Finanzierung, Ent-
lastung der Arbeitskosten, mehr Wettbewerb – stößt das GKV-Wettbewerbsstär-
kungsgesetz aber bereits vor seinem Inkrafttreten auf breite Ablehnung. Vor allem 
aus der ökonomischen Wissenschaft wurde noch während des Gesetzgebungs-
verfahrens kritisiert, dass mit der Einführung eines Gesundheitsfonds ab 2009 
weder eine Entkoppelung der Finanzierung von den Arbeitskosten noch eine 
nachhaltige Vorsorge gegen die Folgen des demografischen Wandels gelingt. 
Nicht zuletzt deshalb kommen die „Fünf Weisen“ in ihrem Gutachten 2006/2007 
zu dem vernichtenden Urteil einer ordnungspolitischen „Missgeburt“ (SVR, 2006, 
Ziff. 279 ff.). Damit droht dem deutschen Gesundheitssystem ein weiteres Kapi-
tel in seiner schier endlosen Reformgeschichte.

Bereits die letzte „Gesundheitsreform“, das GKV-Modernisierungsgesetz aus 
dem Jahr 2003, konnte wie ihre zahlreichen Vorgänger die strukturellen Probleme 
der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) nicht lösen. Weder die Kosten-
dämpfungsmaßnahmen und Leistungskürzungen noch die Einführung moderater, 
die Nachfrage steuernder Elemente – etwa in Form der Praxisgebühr – waren von 
nachhaltigem Erfolg gekrönt. Zwar sind die jahresdurchschnittlichen Leistungs-
ausgaben der Krankenkassen pro Kopf in 2004, dem ersten Jahr der Reform, von 
1.993 auf 1.866 Euro gesunken. Aber bereits im Jahr 2005 erreichten sie mit 
1.913 Euro fast wieder das Ausgangsniveau (BMG, 2006a). Der langfristige Trend 
überproportional steigender Ausgaben setzte sich auch in 2006 fort. Die Wachs-
tumsrate der durchschnittlichen Leistungsausgaben übertraf mit 2,6 Prozent  
den Anstieg der Beitragseinnahmen je Mitglied um mehr als 2 Prozentpunkte 
(BMG, 2007a).

Trotz der offensichtlichen Probleme auf der Leistungs- und Ausgabenseite 
wurde die Diskussion aber in den letzten Jahren von dem Streit um die Finanzie-
rungsreform dominiert. Auslöser sind die Arbeitskostenproblematik – aufgrund 
der Aufteilung des Beitrags in einen Arbeitgeber- und einen Arbeitnehmeranteil 
und ausgelöst durch höhere Arbeitskosten infolge steigender Beitragssätze –, die 
mangelnde Treffsicherheit des Einkommensausgleichs sowie die Anreizproble-
matik, die sich bei den Versicherten infolge der lohnsteuerähnlichen Finanzierung 
ergibt (stellvertretend Pimpertz, 2002, 24 ff.). Mit dem Abschlussbericht der 
Rürup-Kommission aus dem Jahr 2003 (Rürup-Kommission, 2003, 143 ff.) und 
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den politischen Festlegungen der beiden Volksparteien auf die Finanzierungs-
alternativen der Bürgerversicherung und Gesundheitsprämie wurde die politische 
und wissenschaftliche Debatte über alternative Finanzierungsformen zudem 
verkürzt.

Die Große Koalition konnte sich aber nicht einmal auf die ökonomisch und 
sozialpolitisch überlegene Prämienfinanzierung einigen. Mit der für 2009 ge-
planten Einführung eines weitgehend beitragsfinanzierten Gesundheitsfonds wird 
an der lohnbezogenen Finanzierung des Status quo festgehalten. Damit rückt die 
Schöpfung zusätzlicher Einnahmen für die gesetzlichen Krankenkassen in den 
Vordergrund, statt die Finanzierungsmodalitäten ökonomisch sinnvoll zu refor-
mieren. Gänzlich in den Hintergrund tritt dabei die Frage nach möglichen Vor-
kehrungen gegen die Folgen des demografischen Wandels. Statt die Einführung 
einer zumindest ergänzenden Kapitaldeckung im gesetzlichen System zu disku-
tieren, wird über Möglichkeiten gestritten, privat Versicherte in die Aufgaben der 
Sozialversicherung einzubinden – mit der fatalen Folge, dass das kapitalgedeckte 
und damit gegenüber demografischen Einflüssen unabhängigere Versicherungs-
modell an Attraktivität verliert.

So wird in der politischen Rhetorik versucht, die Beitragszahler mit Hinweis 
auf den medizinisch-technischen Fortschritt und den demografischen Wandel auf 
weiter steigende Lasten einzustimmen. Dies kommt jedoch einer politischen 
Kapitulation gleich, denn eine Modifikation der Beitragsfinanzierung kann nur 
begrenzt zur Lösung der Ausgabenprobleme beitragen. Schlimmer noch: Die 
Namensgebung des GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetzes suggeriert, dass das 
Ausgabenproblem zukünftig über mehr Wettbewerb diszipliniert werde. Doch 
während auf dynamischen und effizient gesteuerten Märkten Differenzierungen 
der Versicherungsangebote und -preise zu erwarten sind, droht der Gesundheits-
fonds mit einheitlichem Beitragssatz potenzielle Preisunterschiede einzuebnen. 
Damit wird jedoch das Bemühen um einen effizienzsteigernden Wettbewerb 
konterkariert.

Das grundlegende Dilemma zieht sich wie ein roter Faden durch die Reform-
diskussionen der vergangenen Dekaden: Wie lassen sich sozialpolitische Vorga-
ben mit der Notwendigkeit verbinden, auch im Gesundheitswesen effizient mit 
knappen Ressourcen zu wirtschaften? Während das Effizienzziel aus ökono-
mischer Perspektive am ehesten erreicht werden kann, wenn die betreffenden 
Leistungs- und Versicherungsmärkte wettbewerblich organisiert und über knapp-
heitsgerechte Preise gesteuert werden, erfordert insbesondere die Einkommens-
umverteilung innerhalb der gesetzlichen Krankenversicherung weitreichende 
Eingriffe des Staates. Im Status quo wird hoheitliche Zwangsausübung nicht nur 


